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> > E V U  I N  D E R  E N E R G I E W E N D E

  Durch weltweite Waldaufforstung und Landschaftsrestaurierung wird der Klimaschutz mit einer 
globalen Wohlstands- und Wachstumsperspektive verknüpft  

Die internationale Staatengemeinschaft 
kommt in Bezug auf den Klimaschutz nur 
sehr langsam zu gemeinsamen Beschlüssen 
[1-4]. Die weltweiten CO2-Emissionen stei-
gen weiter. Letztes Jahr wurde der bisherige 
Höchststand erreicht, zugleich wurden die 
bisher höchsten jährlichen Zuwächse reali-
siert. In dieser Situation stellt sich die Fra-
ge, ob der Verhandlungsstand nach den Kli-
makonferenzen in Kopenhagen und Cancún 
die Basis für einen Post-Kyoto-Vertrag sein 
kann, mit dem das 2°C-Ziel noch zu errei-
chen ist und wie das Verhandlungsergebnis 
von Durban im Lichte dieser Fragestellung 
zu bewerten ist. Diese Frage stellt sich auch 
mit Blick auf die Weltkonferenz Rio + 20 in 
2012 und aktuelle Diskussionen auf G20-
Ebene [5-6]. 

Diese Diskussionen sind in Verbindung mit 
Zukunftsüberlegungen im Umfeld des Club 
of Rome im Falle eines Scheiterns globaler 
Kooperation bei diesen und anderen The-
men zu sehen, z.  B. „overshoot und mana-
ged decline” sowie alternativ „overshoot and 
decline enforced by nature“ [7] sowie in gro-
ber Analogie „Brasilianisierung (Neo-Feu-
dalisierung der Welt)“ bzw. „Ökologischer 
Kollaps“ im Bereich der Vertreter einer welt-
weiten Ökosozialen Marktwirtschaft sowie 
eines Global Marshall Plan [8-10]. Interes-
sant ist in diesem Kontext auch die jüngste 
Positionierung des Nachhaltigkeitsbeirates 
Baden-Württemberg zum Thema Energie 
und Zukunft [11] sowie eine ähnlich wie die 
neue Club of Rome-Studie [7] argumentie-
rende Publikation aus asiatischer Sicht [12]. 
Ebenso hervorzuheben sind grundsätzliche 
Analysen zu der Frage der Vereinbarkeit der 

Mechanismen „Markt“ und „Nachhaltige 
Entwicklung“ [13].

Vorliegend wird die Frage nach der Mög-
lichkeit der Erreichbarkeit des 2°C-Ziels mit 
Blick auf alle genannten Hintergrunddoku-
mente auf der Basis einer FAW/n-Analyse 
[14] positiv beantwortet. Die Entscheidun-
gen von Durban beinhalten eine positive 
Dimension, auch wenn viele Beobachter mit 
dem Verhandlungsergebnis unzufrieden 
bzw. frustriert sind. Immerhin ist damit 
erstmals ein Weltklimavertrag aller Staaten 
in Sicht. Der höchst intelligente Kopenha-
gen-Kompromiss, der eine Fortentwicklung 
des Kyoto-Kompromisses ist und auf eine 

Einigung zwischen USA und China zurück-
geht, sieht wie folgt aus:

Der neue Kompromiss 
zum Klimaschutz

Die Kyotoformel: „Industrieländer senken 
die CO2-Emissionen ab; Nicht-Industrie-
länder berichten“ wird ersetzt durch die 
Formel „Industrieländer senken die CO2-
Emissionen absolut ab, legen selber fest wie 
viel; Nicht-Industrieländer senken ihre CO2-
Emissionen relativ zu ihren Wirtschafts-
wachstumsraten ab, erklären selber wie 
viel“. Das ist ein fairer Kompromiss, das ist 
kommunizierbar, das ist auf Regierungssei-

Ist die Lösung des Weltklimaproblems nach Durban 
noch möglich?
Franz-Josef Radermacher 

Ohne die Erschließung eines Zeitgewinns ist das 2°C-Ziel der internationalen Klimapolitik in konsensfähiger Weise wohl 
nicht mehr erreichbar, und zwar insbesondere wegen der prioritären Wachstums- und Wohlstandsziele der Staaten wie auch 
der Menschen. Im Kern geht es nun zum einen darum, die Lücke zwischen einem Klimavertrag vom Kopenhagen/Cancún-
Typ und dem striktesten, aber noch wachstumsverträglichen Cap für globale CO2-Emissionen („Verhandlungslücke“) zu 
schließen; zum anderen jene zwischen dem striktesten, aber noch wachstumsverträglichen Cap und dem Cap, das erforder-
lich ist, um das 2°C-Ziel noch zu erreichen („Sequestrierungslücke“). Ein Vorschlag für ein neues Klimaregime nimmt genau 
dies in Angriff und setzt dabei vor allem auf Waldschutz, Wiederaufforstung sowie Landwirtschaft und Humusbildung. 
Der Vorschlag eröffnet interessierten Organisationen, Unternehmen und Individuen Klimaneutralität und schafft damit in 
diesem Kontext einen wichtigen Hebel für den Kampf gegen den Klimawandel. 
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te verantwortbar und insofern ein entschei-
dender Durchbruch.

Es ist ganz natürlich, dass so ein breit ge-
tragener Vertrag, wie er sich jetzt abzeich-
net, nicht das Maß an Klimagasreduktionen 
bringen wird, das eigentlich erforderlich 
wäre. Dagegen stehen unterschiedliche Ge-
rechtigkeitsvorstellungen und politische 
Ausgangssituationen. Für die meisten Län-
der der Welt, vor allem die aufholenden 
Schwellenländer, sind bspw. Wohlstands-
mehrung und Wachstum viel wichtigere 
Themen als Klimaschutz. Vor diesem Hin-
tergrund ist das Ergebnis von Kopenhagen 
bemerkenswert und es gilt jetzt, die sich 
aufgrund der Vereinbarung von Durban er-
öffnenden Optionen intelligent zu nutzen. 

Dazu sind komplexe, miteinander verknüpf-
te Entscheidungen und Maßnahmen ge-
schickt zu kombinieren. Intelligenz im Lö-
sungsdesign ist dabei der Schlüssel für die 
Erreichung eines wirkungsvollen Klimare-
gimes. Neben der Politik ist dazu der Privat-
sektor geeignet einzubinden. Ferner gehört 
unverzichtbar ein massives weltweites Auf-
forst- und Landschaftsrestaurierungspro-
gramm zum Gesamtpaket.

Vor diesem Hintergrund wird im Folgen-
den, aufbauend auf einer mathematischen 
Analyse, ein Ansatz zur Erreichung des 
2°C-Ziels beschrieben. Als Teilaspekt wird 
die zentrale Rolle des Waldschutzes und der 
Wiederaufforstung sowie die Rolle der Land-
wirtschaft und der Humusbildung [15-16] 
für eine eventuelle Zielerreichung heraus-
gearbeitet [17-18]. Dabei geht es vor allem 
um Zeitgewinn für die notwendigen CO

2-
Reduktionen. Das entsprechende Zeitfenster 
besteht allerdings nur noch für wenige Jahre 
[19]. Hinweise auf die Bonn Challenge-Re-
gierungskonferenz zum Thema Weltauffors-
tung- und Landschaftsrestaurierung vom 
2.9.2011 und die Herausarbeitung der Be-
deutung des Instruments der Klimaneutra-
lität in Verbindung mit einem entsprechen-
den Aufforstprogramm auf 1,5 Mio. km2 bis 
2020 und 5 Mio. km2 bis 2050, komplettie-
ren die Überlegungen.

Ergebnisse der FAW/n-Studie

Die wesentlichen Einsichten der zugrunde 
liegenden FAW/n-Studie [14] werden im 

Folgenden erläutert (vgl. auch die Abb.). Die 
Weltgesellschaft muss zur Erreichung des 
2°C-Ziels die CO2-Emissionen aus fossilen 
Quellen von heute 31 Mrd. t auf 10-12 Mrd. t 
im Jahr 2050 absenken. Tatsächlich weisen 
die Trends im Moment aber eher in Rich-
tung 60 Mrd. t. Die Absenkung auf die Ziel-
größe ist dabei noch das kleinere Problem, 
schwieriger ist die Einhaltung der sog. WB-
GU-Budget-Gleichung [3-4] bezüglich des 
noch zulässigen kumulierten Volumens an 
CO

2-Emissionen aus fossilen Quellen in den 
nächsten 40  Jahren. Dieses liegt bei maxi-
mal 650 bis 750 Mrd. t. Sollten Zusatzbelas-
tungen aufgrund nicht-linearer Effekte im 
Klimasystem hinzukommen, verringert sich 
die zulässige Emissionsmenge noch einmal 
um 150 bis 200 Mrd. t. 

Die Erfüllung der Budgetrestriktion erfor-
dert aus rein rechnerischen Gründen eine 
sofortige massive Absenkung der CO

2-Emis-
sionen in Form einer grünen Emissionslinie 
(mindestens 1  Mrd.  t Absenkung pro Jahr 
in den nächsten 15 Jahren), was wiederum 
aufgrund vieler vorliegender Analysen (vgl. 
dazu die Hinweise in [20-21]) ohne massi-
ven Wohlstandsverlust undenkbar ist. 

Ohne Wohlstandsverlust und mit Wachs-
tumsperspektive in der sich entwickelnden 
Welt, insbesondere in Ländern wie China 
und Indien, ist maximal wohl eine jährliche 
Absenkung um etwa die Hälfte der oben ge-
nannten Größenordnung, also um 0,5 Mrd. t 
CO

2-Emissionen über die nächsten 40  Jah-
re, denkbar (blaue Grenzreduktionslinie in 
der Abb.), wobei eine genaue Quantifizie-
rung schwierig ist. Dies lässt sich nur von 
Jahr zu Jahr entscheiden. Selbst eine solche 
(langsamere) Absenkung erfordert weltweit 
den forcierten Umbau der Ökonomie, den 
Wechsel zu „grünem“ Strom, eine deutlich 
höhere Energieeffizienz und veränderte Le-
bensstile. 

Dass nicht mehr als 0,5 Mrd. t CO
2-Emissi-

onen pro Jahr eingespart werden können, 
liegt an dem hohen Emissionszuwachs 
in den großen Schwellenländern, die aus 
nachvollziehbaren Gründen auf massives 
weiteres Wachstum setzen. Wachstum ist 
das dort dominierende Thema. Daraus folgt: 
Die Weltgemeinschaft kann selbst im güns-
tigsten Fall das 2°C-Ziel nicht mehr alleine 
durch Konzentration auf bessere Technik 

und veränderte Lebensstile erreichen, ob-
wohl diese der Schlüssel für die Lösung des 
Klimaproblems bleiben und bis 2050 ein 
Absinken der CO

2-Emissionswerte auf ein 
Drittel des heutigen Niveaus erreicht wer-
den muss.

Bis zum Jahr 2050 verbleibt aufgrund des 
Gesagten eine zu schließende Lücke von 
mindestens 150 bis 350 Mrd. t CO2 zwischen 
der blauen Grenzreduktionslinie und der 
grünen Emissionslinie in der Abb. Dieses 
Volumen muss der Atmosphäre entzogen 
werden. Die entsprechende Lücke wird im 
Weiteren als Sequestrierungslücke bezeich-
net. Sie ist aber nicht das einzige Problem 
auf dem Weg zu einem funktionierenden 
Klimaregime.

Hinzu kommt: Die Regierungen der Welt 
werden sich absehbar nicht auf die denkbar 
schärfste Cap-Linie (blaue Grenzreduktions-
linie in der Abb.) einigen, die mit dem 2°C-
Ziel kompatibel ist. Dies hängt zum einen 
damit zusammen, dass der genaue Wert die-
ser Linie, wie schon erwähnt, nur in einem 
dynamischen Prozess Jahr für Jahr bestimmt 
werden kann, und zum anderen damit, dass 
die Verteilung der Lasten bei Durchsetzung 
dieser Linie enorm konfliktbeladen ist. 

Die Staaten der Welt werden sich aber hof-
fentlich auf eine Linie einigen können, 
die wir im Weiteren (wie in der Abb.) als 
die (deutlich weniger ambitionierte) mit 
schwarz gezeichnete Kopenhagen-Cancún-
Linie bezeichnen. Der genaue Verlauf dieser 
Linie ist unklar, aber auch nicht entschei-
dend, solange das Bild zumindest in grober 
Annäherung stimmt. Das Gesagte bedeutet, 
dass im Verhältnis zur grünen Grenzre-
duktionskurve eine zweite Lücke von etwa 
300  Mrd. t CO

2-Emissionen bis 2050 zu 
schließen ist, die sog. Verhandlungslücke. 
Ein in dieser Logik entwickelter Vertrags-
vorschlag wird nachfolgend vorgestellt.

Der FAW/n-Vorschlag für 
ein neues Klimaregime

1. Verabredung eines weltweiten (paramet-
risierten) Cap begrenzter Qualität für CO2-
Emissionen, möglichst schon ab Ende 2015, 
entlang der Kopenhagen-Cancún-Kompro-
missformel: „Industrieländer senken ihre 
Emissionen absolut ab; erklären selber 
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Abb.   Ein Klimavertrag nach Kopenhagen und Cancún – diverse Caps und Reduktionspfade

wie viel. Nicht-Industrieländer senken ihre 
Emissionen relativ zu ihrer wirtschaftli-
chen Wachstumsrate ab; erklären selber wie 
viel.“ Freiwillige Zahlungen industrialisier-
ter Länder in einen Klimafonds zu Guns-
ten nicht-industrialisierter Ländern sollen 
diesen helfen, sich zu beteiligen (Ergebnis: 
ähnlich zur schwarzen Kopenhagen-Can-
cún-Linie in der Abb.).

2. Schließen der Verhandlungslücke, also der 
Lücke zwischen einem Klimavertrag vom 
Kopenhagen/Cancún-Typ (schwarze Kopen-
hagen/Cancún-Linie in der Abb.) und dem 
striktesten möglichen Cap für weltweite 
CO

2-Emissionen, das mit der Perspektive 
weiteren Wachstums verträglich ist (blaue 
Grenzreduktionslinie in der Abb.). Die Ver-
handlungslücke könnte durch Organisati-
onen, Unternehmen und Privatpersonen 
durch den Kauf entsprechender Volumina 
an Klimazertifikate/Verifikaten zu Still- 
legungszwecken geschlossen werden. Ein 
derartiges Stilllegungsprogramm erfordert 
auf Dauer eine strikte Regulierung auf UN-
Ebene.

3. Schließen der sog. „Sequestrierungslü-
cke“, nämlich der Lücke zwischen dem 
striktesten möglichen Cap, das mit der 
Perspektive weiteren Wachstums verträg-
lich ist (blaue Grenzreduktionslinie in 
der Abb.) und dem Cap, das erforderlich 
ist, um das 2°C-Ziel zu erreichen (grüne 
Emissionslinie/2°C-Kurve in der Abb.). Die 
Sequestrierungslücke wird in dem hier ent-
wickelten Vorschlag einerseits durch ein 
mit Finanzmitteln unterlegtes Waldschutz- 
und Landschaftsschutzprogramm und an-
dererseits durch ein Weltwaldaufforst- und 
Landschaftsrestaurierungsprogramm (u.  a. 
mit der Zielsetzung massiver Humusneubil-
dung) geschlossen werden, das bis zum Jahr 
2020 etwa 1,5  Mio. km2 und bis zum Jahr 
2050 etwa 5  Mio. km2 degradierter Wald- 
und Landschaftsflächen restauriert. Auch 
hierfür wird auf Dauer ein strikter UN-Rah-
men benötigt.

4. Aktivierung der Finanzkraft und des 
administrativen Potenzials interessierter 
Organisationen, Unternehmen und Privat-
personen zur Schließung der Verhandlungs- 
und der Sequestrierungslücke über das 
Angebot einer international abgestimmten 
Form der Klimaneutralität für diesen Inte-

ressentenkreis, und zwar durch Stilllegung 
entsprechender CO

2-Emissionsrechte und/
oder Finanzierung eines Waldschutzpro-
gramms und/oder eines Waldaufforst- und 
Landschaftsrestaurierungsprogramms ent-
sprechenden Umfangs.

Der Kopenhagen/Cancún-Kompromiss, der  
auf eine Einigung zwischen den USA und 
China in dieser Frage zurückgeht, ist eine 
intelligente Formel und im politischen 
Raum (als ein Minimalkonsens) in großer 

Breite akzeptabel. Er ist politisch vertret-
bar, vergleichsweise fair und überführt die 
Kyoto-Formel in eine deutlich schärfere 
Form. Er könnte in flexibler Weise um einen 
jährlichen Beschluss der Weltgemeinschaft 
erweitert werden, der Jahr für Jahr die durch 
Schließen der Verhandlungslücke zu beach-
tende Grenzreduktionslinie fixiert, und 
zwar orientiert an der Frage, wie das viel-
fach geforderte Wachstum der Wirtschaft, 
das zunehmend ein dematerialisiertes, 
mit Nachhaltigkeit kompatibles („grünes“) 
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Wachstum werden muss, noch realisiert 
werden kann [1-2, 22-23].

Aus Nachteilen Vorteile machen

Verhandlungstechnisch ist der größte Vorteil 
des Kopenhagen-Cancún-Cap, dass einem 
solchen Cap fast alle Staaten zustimmen 
können und dies auch bereits signalisiert 
haben. Diese können dann wegen der brei-
ten Beteiligung von Staaten in Absprache 
untereinander und WTO-kompatibel solche 
Staaten, die nach wie vor eine Beteiligung 
ablehnen, über die Einführung von Grenz-
ausgleichsabgaben materiell dazu zwingen, 
sich ebenfalls zu beteiligen [14, 24-28]. Dies 
ist einer der wichtigsten Punkte in dem hier 
verfolgten Ansatz. Dabei zeigt sich, was 
nicht untypisch für intelligente Lösungsde-
signs ist, dass manchmal große Herausfor-
derungen dazu führen, aus Nachteilen Vor-
teile zu machen. Das ist hier der Fall. Das 
sich daraus ergebende Potenzial haben die 
meisten am Klimaschutz interessierten Ak-
teure jedoch bisher nicht voll erkannt.

Noch einmal: Die Kopenhagen-Formel ist 
zwar nur begrenzt restriktiv. Dafür erlaubt 
sie, alle großen Akteure einzubinden, auch 
die USA. In der Folge kann die WTO für 
die Durchsetzung des Klimaschutzes ak-
tiviert werden. Dies führt zur Einbindung 
aller Staaten über Grenzausgleichsabgaben, 
selbst wenn diese nicht wollen. Damit ent-
steht ein weltweites Carbon-Leakage-freies 
Klimaregime, mit dem im Prinzip das 2°C-
Ziel erreicht werden kann, ganz im Unter-
schied zum heutigen Zertifikatesystem in 
der EU. In dem beschriebenen Ansatz sind 
in Arbeitsteilung zwischen Politik und Pri-
vatsektor (Organisationen, Unternehmen 
und Privatpersonen) die zwei beschriebenen 
Lücken (Verhandlungslücke und Sequest-
rierungslücke) zu schließen. Die Verhand-
lungslücke wird nach unseren Schätzungen 
über den Zeitraum von 40  Jahren bei etwa 
300 Mrd. t CO

2 liegen, die Sequestrierungs-
lücke, abhängig von eventuell auftretenden 
nichtlinearen Effekten im Klimasystem, bei 
150-300 Mrd. t.

Wer schließt die „Lücken“?

Das Schließen der Lücken wird am einfachs-
ten durch Organisationen, Unternehmen 
und Privatpersonen, die sich klimaneutral 

stellen wollen, geleistet werden können. 
Das ist bereits heute ein großes Thema. Hin-
gewiesen sei exemplarisch auf das Projekt 
„CO2-neutrale Landesverwaltung Hessen“ 
(http://www.hessen-nachhaltig.de/web/ 
CO2-projekt/2) und das in diesem Kontext in 
Vorbereitung befindliche Buchprojekt [29] 
sowie darauf, dass mittlerweile die Deut-
sche Bahn, die Lufthansa sowie DHL alle 
ihre Produkte klimaneutral anbieten. Noch 
weitergehend wollen sich ab 2013 z. B. die 
Deutsche Bank, der französische Logistik-
dienstleister DPD sowie der Energieversor-
ger entega mit Sitz in Darmstadt zu 100 % 
klimaneutral stellen [29].

Ein robustes, durch die Weltgemeinschaft 
gestütztes Angebot von Möglichkeiten zur 
Erreichung von Klimaneutralität erweist 
sich in diesem Kontext als Schlüssel für die 
eventuell noch mögliche Erreichung des 
2°C-Ziels. Über diesen Ansatz kann bewirkt 
werden, dass Geld für den Klimaschutz ge-
mäß „Pareto-Logik“ intelligent eingesetzt 
wird. Investoren vor Ort in Deutschland 
sollten mit 50 % des angedachten Volumens 
80 % der Effekte erreichen. Mit einem Teil 
der übrigen 50 % der Mittel sollte weltweit 
viel mehr als „nur“ die 80 %, also insgesamt 
mindestens 160 %, erreicht werden. 

Ganz nach der Logik, nach der auch im Pro-
jekt „Klimaneutralität – Hessen geht voran“ 
vorgegangen wird, das von FAW/n-Seite 
betreut wird. Sehr viel Geld wird dabei vor 
Ort ausgegeben. Aber ein substanzieller Teil 
des eingesetzten Geldes geht weltweit in 
CDM-Maßnahmen gemäß Kyoto-Protokoll 
oder in Aufforst- und Grünlandmanagement 
sowie indirekt vielleicht auch in tendenziell 
weniger Fleischkonsum [1, 15]. Im Gebäu-
debereich wird man Sanierungen primär 
wegen der energetischen Seite und weniger 
wegen resultierender Klimagasreduktionen 
vornehmen und das auch nur, wenn das be-
triebswirtschaftlich sinnvoll ist.

Sonst droht der Umweltschutz rasch zu Las-
ten der sozialen Fragen wirksam zu werden 
[2, 30], wenn z.  B. sozialschwache Mieter, 
die mit ihren Mietzahlungen überfordert 
sind, vom Stromnetz abgekoppelt werden. 
Das ARD-Magazin „Report“ hat hierzu 
kürzlich berichtet, dass die Energieversor-
ger nach Schätzungen des Paritätischen 
Gesamtverbandes in 2011 rd. 200  000 

Langzeitarbeitslosen den Strom abgesperrt 
haben. Das ist ein Schritt in Richtung der 
sog. Prekarisierung und einer evtl. späte-
ren „Brasilianisierung“ der Welt [1-2] oder 
auch in Richtung der vom Club of Rome 
diskutierten Szenarien „overshoot and ma-
naged decline“ oder „overshoot and decline, 
enforced by nature“ [18]. Das darf nicht die 
Lösung sein. Deshalb gilt es, das Potenzial 
des privaten Sektors für den Klimaschutz in 
die richtigen Bahnen zu lenken bzw. durch 
die richtigen Angebote überhaupt erst voll 
zu aktivieren. 

Klimaneutralitätszertifikate bzw. -verifikate 
beziehen sich dabei einerseits auf die Still-
legung von CO

2-Emissionsrechten zur Schlie-
ßung der Verhandlungslücke, auf Weltwald-
schutz und Gründlandflächenmanagement 
inkl. Humusbildung, auf ein Weltaufforst- 
und Landschaftsrestaurierungsprogramm 
auf 1,5  Mio.  km2 bis zum Jahr 2020 sowie 
potenziell weitere 5 Mio. km2 bis zum Jahr 
2050 zur Schließung der Sequestrierungslü-
cke. Restaurierter Wald kann und soll dabei 
in einem etwa 40-Jahres-Rhythmus materiell 
und wirtschaftlich genutzt werden, wobei 
nach „Ernten“ immer wieder sofort aufge-
forstet wird [14]. 

Die Zeitsituation ist dabei kritisch. Wie in 
[19] gezeigt wird, hätte die Weltgemeinschaft 
vor acht Jahren das 2°C-Ziel auch noch ohne 
Weltaufforstungs- und Landschaftsrestaurie-
rungsprogramm erreichen können, in acht 
Jahren wird selbst ein entsprechendes Pro-
gramm mit 10 Mio. km2 nicht mehr ausrei-
chen, nach vorliegenden Analysen [31] wohl 
die Obergrenze an weltweit verfügbaren 
marginalisierten Flächen, die zur Nutzung 
für das Programm in Frage kommen.

Akteure, Zielsetzung,  
Flächen, Konkurrenzfragen,  
Win-Win-Potenzial

Die Bonn Challenge-Konferenz (http://
www.bmu.de/pressemitteilungen/aktuelle 
pressemitteilungen/pm/47727.php), die 
am 2.9.2011 unter Beteiligung von 35 Um-
weltministern aus der ganzen Welt, meh-
reren einschlägigen UN-Sekretariaten und 
weiteren Partnern stattgefunden hat, hatte 
schwerpunktmäßig die Zielsetzung eines 
Weltaufforst- und Landschaftsrestaurie-
rungsprogramms auf 1,5 Mio. km2 bis zum 



35ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 62. Jg. (2012) Heft 9

ZUKUNFTSFRAGEN
ZUKUNFTSFRAGEN

Jahr 2020 zum Gegenstand und hat dieses 
Anliegen wesentlich vorangebracht. Das 
Thema hat in der Folge auch bei den Ver-
handlungen in Durban viel Unterstützung 
gefunden, u.  a. als Teil des REDD-Plus-Me-
chanismus der UN. Wichtig wäre es, auch 
ein paralleles Programm umzusetzen, mit 
dem die betroffenen Staaten finanziell dafür 
entschädigt werden, jedes kompensations-
freie Abholzen von Wald sofort zu unter-
lassen (hierbei geht es heute um die Ver-
hinderung von etwa 6  Mrd.  t zusätzlicher 
CO

2-Belastungen pro Jahr). Anschließend 
werden die Eckpunkte der damaligen Be-
schlusslage kurz erläutert.

Wo sollen die großen Aufforstungen  
erfolgen und gibt es die  
erforderlichen Flächen?

Die Aufforstung soll primär auf Flächen in 
den sich entwickelnden Ländern erfolgen, 
die früher abgeholzt wurden, und zwar in 
solchen Fällen, in denen die Böden heute 
ausgelaugt sind und eine attraktive, ökolo-
gisch tragfähige alternative Nutzung nicht 
mehr sinnvoll möglich ist. Nach den oben 
erwähnten Untersuchungen des World Re-
sources Institute [31] gibt es etwa 5-10 Mio. 
km2 solcher Flächen weltweit, die flächen-
mäßige Basis für die angedachten Program-
me ist also vorhanden. 

Gibt es Nutzungskonkurrenzen?

Die betreffenden Flächen sind heute zum 
Anbau von Nahrungsmitteln und Agro-
Treibstoffen nicht geeignet, insofern gibt es 
keine direkte Konkurrenz. Allerdings kann 
sich die Flächenkonkurrenz in den nächsten 
Jahren wieder verschärfen.

Wo stecken die Win-Win-Potenziale?

Weltweite Waldaufforstung und Landschafts-
restaurierung besitzt eine Vielzahl von 
Win-Win-Potenzialen, von der Verbesserung 
des Wasserhaushalts über neu entstehende 
Infrastrukturen, von neuen Arbeitsplätzen 
über eine verbesserte Ernährungssituation, 
von vielfältig nutzbaren Werkstoffen und 
Materialien, die verfügbar werden, bis hin 
zu einem enormen Volumen an erzeugter 
Biomasse und erschließbarer Formen von 
erneuerbarer Energie. In Bezug auf erneu-
erbare Energie geht es bei einer Nutzung 

des gesamten Aufforstvolumens in einem 
40-Jahreszyklus um das Äquivalent von etwa 
1,8 Mrd. t Steinkohle pro Jahr. Das ist das 
Volumen, das die Nicht-Industrieländer heu-
te pro Jahr verbrauchen [14]. Wird Holz als 
Rohstoff genutzt, was sinnvoll ist, kann das 
der Atmosphäre entzogenen CO

2 noch viel 
länger gebunden werden und deshalb der 
Atmosphäre in noch viel größeren Volumina 
auf Dauer entzogen werden. Es sei an dieser 
Stelle noch einmal daran erinnert, dass es bei 
dem Weltaufforst- und Landschaftsrestaurie-
rungsprogramm primär um Zeitgewinn geht 
[19]. Denn: Das einmalige Entziehen von CO

2 
aus der Atmosphäre bleibt bei regelmäßiger 
Waldnutzung und sofortiger Aufforstung er-
halten. Wird das Holz als Werkstoff genutzt, 
kann der Atmosphäre eine mehrfache Menge 
an CO

2 entzogen werden. 

Sind die Kosten tragbar?

Über 40  Jahre geht es (inklusive Wald-
schutz) um die Stilllegung bzw. Neutra-
lisierung von im Extremfall 600 bis zu 
800 Mrd. t CO2, also pro Jahr im Mittel um 
bis zu 20  Mrd.  t. Das entspricht pro Jahr 
vom Umfang her etwa zwei Dritteln der heu-
tigen jährlichen weltweiten CO2-Emissionen 
aus fossilen Quellen. Diese übersetzen sich 
unter Berücksichtigung der aus Aufforstpro-
grammen resultierenden erheblichen zu-
künftigen Einnahmen in 200-400 Mrd. US$ 
pro Jahr als erforderliches Finanzvolumen, 
das von Seiten des privaten Sektors zur Er-
reichung von (individueller) Klimaneutrali-
tät aufgebracht werden müsste. Wenn nur 
die reichsten 1,5  % der Weltbevölkerung 
– dies sind 100  Mio. Menschen – jeweils 
2 000-4 000 US$ pro Jahr über die kommen-
den Jahrzehnte direkt oder indirekt (d.  h. 
über nachgefragte Güter und Dienstleis-
tungen bzw. die dort tätigen Unternehmen) 
für Klimaneutralität aufbrächten, wäre das 
benötigte Finanzierungsvolumen bereits er-
reicht.

Tatsächlich ist die Basis für eine Mitfi-
nanzierung deutlich größer. Insofern sind 
die Aussichten auf Zielerreichung nicht 
schlecht, wenn die internationale Poli-
tik die entsprechenden Voraussetzungen 
schafft, z. B. in Form des hier vorgeschla-
genen Ansatzes zur Schaffung eines repu-
tationsfreien Rahmens zur Erreichung von 
(partieller) Klimaneutralität interessierter 

Organisationen, Unternehmen und Indivi-
duen. 

Konflikt zwischen Umbau  
der Industriegesellschaft 
und Aufforstung?

Es geht bei dem beschriebenen Weltwald-
aufforstungs- und Landschaftsrestaurie-
rungsprogramm nicht um eine Alternative 
zum Umbau der Industriegesellschaft und 
zu immer mehr „grüner“ Energie und zu 
daran angepassten Lebensstilen. Diese Ver-
änderungen müssen in jedem Fall erfolgen, 
wenn das 2°C-Ziel erreicht werden soll. Es 
geht vielmehr um zweierlei: Einerseits müs-
sen unbedingt die massiven zusätzlichen 
CO

2-Emissionen gestoppt werden, die aus 
Abholzung und Gründlandumnutzung und 
einer immer stärker industrialisierten Land-
wirtschaft resultieren. Andererseits gilt es, 
in einem Parallelprozess die erforderliche 
Zeit zu einer maximalen Ausschöpfung der 
Möglichkeiten im technisch-organisatori-
schen Bereich und bezüglich der Lebensstile 

www.actemium.de
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zu gewinnen, weil bisher schon zu viel Zeit 
verschenkt wurde. 

Deshalb muss man heute mehr tun. Unter 
dem Motto: „Einmal Klimaschutz ist nicht 
genug“ müssen jetzt zusätzliche Aktivitäten 
erfolgen. Diese sind zudem so auszurich-
ten, dass Klimaschutz mit einer weltweiten 
Wohlstands- und Wachstumsperspektive 
verknüpft wird („grünes“ Wachstum). In 
diesem Kontext lässt sich das enorme CO

2-
Bindungspotenzial von Bäumen wie von 
Humus (1,84 t CO2 pro Tonne) als Win-Win-
Potenzial nutzen – ein entscheidender „Jo-
ker“ in einer kritischen Lage. 
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MEINUNGEN & FAKTEN

Die EU-Emissionshandelsrichtlinie 2009/ 
29/EG legt ein einheitliches absolutes euro-
paweites Emissionsbudget für große Anla-
gen der Industrie und der Energiewirtschaft 
fest. Die Menge des CO2, das jährlich ausge-
stoßen werden kann, ist eine ordnungspo-
litische Größe, die von der EU verbindlich 
vorgegeben wird. Ausgehend von 2005 
verringert sich diese Menge bis 2020 jedes 
Jahr um 1,74 %, wobei der jährliche Minde-
rungsfaktor auch über 2020 hinaus Gültig-
keit besitzt. 

Dem Emissionshandelssektor, also der 
Energiewirtschaft und der energieintensi-
ven Industrie, ist ausgehend von 2005 eine 
Reduktion der CO

2-Emissionen von 21  % 
vorgegeben. Insgesamt müssen die vom 
EU-Emissionshandel erfassten Anlagen bis 
2020 ihre Emissionen um jährlich rd. 400 
Mio. t CO2 verringern.

Ziel des europäischen Cap and Trade-Sys-
tems ist, die politisch vorgegebenen CO2-
Ziele bei möglichst geringen Kosten zu er-
reichen. Hierbei gilt Folgendes:

 Das CO2-Cap definiert abschließend 
Obergrenzen für die EU-weiten CO2-Emissi-
onen. Als ordnungspolitische Vorgabe ist es 
unabhängig von der Höhe des CO2-Preises.

 Der Handel mit den CO2-Zertifikaten, 
die für alle offene Auktion sowie die Zutei-
lung von Zertifikaten an die Industrie stel-
len sicher, dass die CO2-Zertifikate von den 
Marktteilnehmern genutzt werden können, 
die bereit sind, einen bestimmten Preis für 
das CO2 zu entrichten.

 Im Gleichgewicht zwischen dem CO2-
Cap und der Nachfrage bildet sich der CO2-
Preis. Dabei spielt es keine Rolle, wo das CO2 
innerhalb der EU emittiert wird. Nationale 

oder regionale CO2-Ziele für Anlagen, die 
dem Emissionshandel unterliegen, sind sys-
temfremd und wirkungslos. 

Der Bedarf an CO2-Zertifikaten hängt al-
lerdings von einer ganzen Zahl von Ein-
flussgrößen ab. Wesentlicher Grund für 
die derzeit geringen Zertifikatpreise ist 
die schwache wirtschaftliche Entwicklung 
[1]. Sollte die europäische Wirtschaft sich 
jedoch wie erhofft von der aktuellen Krise 
erholen und die industrielle Produktion 
wieder anziehen, ist von steigenden Zerti-
fikatspreisen auszugehen. 

Eine Verknappung der CO
2-Zertifikate 

durch politische Eingriffe in das langfristig 
angelegte Emissionshandelssystem hätte 
gerade während der aktuellen Wirtschafts-
krise negative Folgen. Die notwendige wirt-
schaftliche Erholung wird ohnehin durch 
die zuzeit sehr hohen Energiepreise deut-
lich erschwert und würde darüber hinaus 

Ist der Emissionshandel unwirksam?
Im politischen Europa wird die Frage intensiv diskutiert, ob die zurzeit niedrigen CO2-Preise ein falsches umweltpolitisches 
Signal senden. Behauptet wird, dass diese keinen Anreiz gäben, in CO2-sparende Technologien zu investieren. Eine häufig 
vertretene Ansicht ist, dass nur ein hoher CO2-Preis die gewünschte Lenkungswirkung entfalten könne. Diese Debatte geht 
jedoch an der Funktionsweise des Emissionshandels vorbei.

   Der EU-Emissionshandel garantiert -21 % CO2-Emissionen im Zeitraum 2005 bis 2020

durch steigende Zertifikatspreise weiter 
behindert [2]. 

Zu beachten ist darüber hinaus, dass der 
Emissionshandelsektor schon heute einen 
überproportionalen Anteil an den -20 %-Zie-
len der EU leistet. Ausgehend vom Jahr 
2005, in dem 6 % der angestrebten 20 % CO2-
Minderung erreicht waren, müssen die vom 
Emissionshandel erfassten Anlagen ihre CO2-
Emissionen um 21  % reduzieren, während 
der Nicht-Emissionshandelssektor seine 
Emissionen um lediglich 10 % senken soll. 

Anmerkungen

[1] Die CO2-Zertifikatpreise lassen sich über www.eex.

com einsehen.

[2] Eine Übersicht über die Entwicklung der Energie-

preise findet sich im Downloadbereich von www.koh-

lestatistik.de

„et“-Redaktion

ENERGIENEWS ONLINE: www.et-energie-online.deWENERGIENEWWS ONLINE: www.et-energwwww.et-energie-online.dewww.et energwww.et energwwww.et energie online.degie online.de
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Das Konzept SNG oder Power-to-Gas besteht 
aus fünf Prozessschritten (Abb.  1). Jede 
Prozessstufe steht für einen aufwändigen 
technischen Vorgang, der einen eigenen 
Wirkungsgrad besitzt. Der Gesamtwirkungs-
grad ergibt sich als Produkt der Einzelwir-
kungsgrade der Prozessschritte. Ob das Kon-
zept tatsächlich einen Beitrag zur Lösung 
des Speicherproblems leisten kann, hängt 
davon ab, ob die folgenden Fragen und Hür-
den überwunden werden können:

 Wie ausgereift ist die Technik?
 Welcher Prozesswirkungsgrad kann er-

zielt werden?
 Wie hoch ist das Speichervolumen ein-

zuschätzen?
 Wie ist es um die Wirtschaftlichkeit 

bestellt?

Die Ausarbeitung versucht auf Basis all-
gemein zugänglicher Informationen den 
technologischen Ansatz SNG zu beschrei-

ben und verständlich darzustellen. Eine ab-
schließende Bewertung kann zum heutigen 
Zeitpunkt nicht erfolgen.

Zur technischen Reife

Um synthetisches Methan zu erzeugen und 
anschließend verstromen zu können, müs-
sen mehrere Verfahrensschritte integriert 
werden. Aktuell haben weder einzelne Ele-
mente noch das System ein marktfähiges 
Stadium erreicht. Zu nennen ist zunächst 
die Wasserstoffelektrolyse, bei der der 
überschüssige EE-Strom in Wasserstoff um-
gewandelt wird. Die industriell genutzten 
Elektrolysen sind auf Dauerbetrieb ausge-
legt und verfügen nur über eine geringe Ka-
pazität. Erforderlich sind aber gleicherma-
ßen große wie flexible Elektrolyseure.

Die Methanisierung, bei der aus Wasserstoff 
und CO

2 synthetisches Methan hergestellt 
werden soll, ist noch nicht großtechnisch 

erprobt. Laut Michael Specht/ZSW gibt es 
derzeit noch keine Anlage, bei der eine Me-
thanherstellung auf Grundlage von H2 und 
CO2 im technischen Dauerbetrieb erfolgt [1]. 
Deswegen kann auch nicht abgeschätzt wer-
den, welche Auswirkungen ein Betrieb in 
unterschiedlichen Lastbereichen hätte.

Eine offene Frage ist, woher das für die 
Methanisierung benötigte CO2 kommt und 
welchen Einfluss dies auf die Wirkungsgra-
de haben könnte. In der Literatur wird für 
die CO2-Bereitstellung häufig angesprochen, 
dass sie durch Biogasanlagen, konventi-
onelle Kraftwerke oder Industrieanlagen 
erfolgen könne. Der Ast CO2-Bereitstellung 
umfasst also wieder eine Prozesskette, die 
im Einzelnen betrachtet werden müsste. 
Welcher Wirkungsgrad bzw. welche Kosten 
hierfür anzusetzen sind, lässt sich derzeit 
kaum abschätzen. Bevor nun die Prozess-
schritte und ihre Wirkungsgrade im Ein-
zelnen betrachtet werden sollen, bleibt also 
festzuhalten, dass es sich bei SNG zur Lang-
zeitstromspeicherung um ein noch nicht 
marktfähiges Konzept handelt und noch 
erheblicher Forschungs- und Entwicklungs-
bedarf besteht.

Der Prozesswirkungsgrad

Für die einzelnen Prozessschritte werden 
nachfolgend die Wirkungsgrade anhand von 
Literaturangaben dargestellt. Dabei ergibt 
sich eine teils stark divergierende Band-
breite, da man noch nicht von einem Stand 
der Technik sprechen kann und sowohl 
die Systemkonfiguration wie auch die Be-
triebsweise Einfluss auf den Wirkungsgrad 
haben. Der Gesamtwirkungsgrad lässt sich 

Die Speicherung überschüssigen EE-Stroms durch 
synthetisches Methan
Vladimir von Schnurbein

Deutschland plant, seine Stromversorgung in den kommenden Jahren zu immer größeren Teilen auf erneuerbare Energien 
(EE) zu stützen, vorwiegend werden Windenergie und Photovoltaik zum Zug kommen. Da die EE-Stromproduktion aber 
wetterabhängig und folglich nicht zu steuern ist, wird das Funktionieren eines regenerativ geprägten Stromsystems an 
der Frage entschieden, wie Überschuss- und Defizitphasen überbrückt werden können. Das geht nur durch großvolumige, 
saisonale Speicher. Die Speicherung überschüssigen EE-Stroms durch synthetisches Methan (Synthetic Natural Gas, SNG) 
bietet hierfür einen Lösungsansatz: Der EE-Strom soll nach Umwandlung in SNG im Erdgasnetz gespeichert, bei Bedarf in 
Gaskraftwerken verstromt und in das Stromnetz eingespeist werden. Was theoretisch wie eine ideale Problemlösung klingt, 
soll im Folgenden auf seine Praxistauglichkeit hin analysiert werden.

Abb. 1 Langzeitspeicherung von EE-Strom über Elektrolyse, synthetisches Methan und Rückverstromung
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durch entsprechende Verkettung errechnen. 
Um den Systemwirkungsgrad von SNG zur 
Langzeitstromspeicherung abzuschätzen, 
kann man auf Grundlage einerseits der 
günstigen bzw. andererseits der ungünsti-
gen Werte einen Trendkanal darstellen.

Stromnetz

Gespeichert werden sollen Überschüsse aus 
Windparks an Land und auf See sowie aus 
Photovoltaikanlagen. Insbesondere Strom aus 
Offshore-Windparks liegt im Fokus der öf-
fentlichen Debatte. Je nachdem, über welche 
Distanz und über welche Spannungs- bzw. 
Umwandlungsstufen, z.  B. Wechselstrom/
Gleichstrom, der EE-Strom zur Elektrolyse ge-
langt, wird für das Stromnetz ein Wirkungs-
grad zwischen 95 und 100 % angenommen.

Elektrolyse

Die Wirkungsgrade von Wasserstoffelek-
trolysen werden von IWES mit 64 bis 80 % 
angegeben [2]. SNG-Anlagen werden aller-
dings diskontinuierlich arbeiten, so dass die 
genannten Werte noch nicht als gesichert 
gelten können, d. h. auch schlechtere Werte 
durchaus möglich sind.

Die Methanisierung

Im Erdgasnetz dürfen heute nur bis zu 5 % 
Wasserstoff dem Methan beigemischt wer-
den [3]. Bei großvolumigem Einsatz von SNG 
ist deswegen auch vorgesehen, der Wasser-
stoffelektrolyse eine Methanisierung nachzu-
schalten. Das IWES rechnet für diesen Schritt 
mit Wirkungsgraden zwischen 80 und 85 %. 
Da auch hier noch keine Daten aus großtech-
nischem Betrieb vorliegen, ist jedoch auch 
ein niedrigerer Wirkungsgrad denkbar.

Kompression, Einspeisung ins 
Gasnetz und Speicherung

Das Gasnetz wird auf unterschiedlichen 
Druckstufen betrieben. Anzusprechen sind 
die Ebenen von 30 bzw. 80 bar. Gasspeicher 
arbeiten üblicherweise mit Drücken von 
etwa 200 bar. Da die Methanisierung nahe 
atmosphärischem Druckniveau stattfindet, 
muss das künstliche Methan vor seiner Ein-
speisung ins Erdgasnetz komprimiert wer-
den. Höhere Druckebenen und insbesondere 
auch die Speicherung bei 200 bar erfordern 

mehrere Kompressionsstufen mit erhebli-
chem Energieaufwand, reduzieren also die 
Wirkungsgrade weiter. In der vorliegenden 
Abschätzung wird eine Verdichtung auf 
überwiegend 30 bar angenommen. Nur Teil-
mengen werden auf das Niveau 80/200 bar 
verdichtet. Der Wirkungsgrad liegt dann in 
einer Größenordnung von 85-95 % [4].

Rückverstromung des  
synthetischen Erdgases

SNG wird als Stromspeichertechnologie be-
schrieben. Daher ist die Rückverstromung 
bei der Betrachtung des Prozesswirkungs-
grads mit einzubeziehen. Gas-und-Dampf-
turbinen (GuD)-Anlagen haben beim Betrieb 
im „Bestpunkt“ Wirkungsgrade von häufig 
annähernd 60  %. Im Teillastbetrieb oder 
beim An- und Abfahren sinkt der Wirkungs-
grad deutlich. Die Annahme des maxima-
len Wirkungsgrads ist also nicht zulässig. 
Unterstellt werden 55  % für GuD-Anlagen. 
Aufgrund der höheren Investitionskosten 
für GuD-Anlagen und der möglicherwei-
se geringen Auslastung dieser Anlagen in 
einem EE-dominierten Stromsystem wird 
in vielen Fällen die Rückverstromung mit 
Gasturbinen erfolgen. Beim Betrieb von 
Gasturbinen ohne Abwärmenutzung liegen 
die Wirkungsgrade in einer Größenordnung 
von 35 %. 

Aus den oben erläuterten Werten ergibt 
sich ein Trendkanal für den günstigen bzw. 

ungünstigen Fall (vgl. Abb. 2). Die Fünfstu-
figkeit macht den Prozess insgesamt sehr 
sensibel für die Wirkungsgrade. Da sich der 
Gesamtwirkungsgrad als Produkt aus fünf 
Multiplikatoren jeweils deutlich unter Eins 
ergibt, ist im Rahmen dieser Betrachtung im 
günstigsten Fall ein Gesamtwirkungsgrad 
von 36 % erreichbar, im ungünstigsten Fall 
ist aber auch ein Wirkungsgrad von 14  % 
vorstellbar.

Speichervolumen

Das Speichervolumen des Systems SNG 
wird nachfolgend abgeschätzt. Für die Be-
triebszeit der Anlagen nennt das IWES eine 
Spannweite von 250 bis 4 000 Stunden im 
Jahr (vgl. Abb. 3) [5]. Im Durchschnitt könn-
te die Betriebszeit der SNG-Anlagen bei 
2  000 Stunden im Jahr liegen. Unterstellt 
man wie das IWES für das System SNG eine 
Kapazität von 44 GW und eine Laufzeit der 
H

2 und CH4-Erzeugung von im Durchschnitt 
2 000 Stunden, könnte man auf diesem Weg 
rd. 88 TWh überschüssigen Strom aus Pho-
tovoltaik oder Wind abnehmen. Bei einem 
Systemwirkungsgrad von 14 bis 36 % ließen 
sich bei der Rückverstromung aus dem Spei-
cher 12,3 bis 31,7 TWh

el gewinnen.

Die Netzlast in Deutschland schwankt im 
Tagesverlauf je nach Witterung und Jah-
reszeit zwischen 40  000 und 80  000  MW. 
Im Winter ist eine Netzlast von 60 000 bis 
70  000 MW über längere Zeiträume abzu-

Abb. 2 Der Wirkungsgrad von „Windgas“ wird maßgeblich durch die Effizienz der Prozessschritte bestimmt
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decken. Unter der Voraussetzung, dass die 
Stromerzeugung fast „ausschließlich“ auf 
Grundlage erneuerbarer Energien erfolgt, 
ist vorstellbar, dass bspw. 50 000 MW über 
die Rückverstromung abgedeckt werden 
müssen. Bezogen auf einen Tag ergibt sich 
die so zu erzeugende Strommenge von 
1,2 TWh. Die oben genannten Werte für die 
Rückverstromung in einer Größenordnung 
von 12,3 bis 31,7 TWh bedeuten dann unter 
diesen Annahmen, dass die Stromversor-
gung durch die Rückverstromung für 10 bis 
26 Tage sichergestellt werden könnte.

Zur Wirtschaftlichkeit

Die Prozesskosten für synthetisches Methan 
als Langzeitstromspeicher ergeben sich aus 
der Summe der Investitions-, der Strom- und 
der Betriebskosten. Zu den Betriebskosten 
lässt sich aktuell noch nichts Belastbares 

sagen. Sie errechnen sich durch die Summe 
der Stromnetzkosten, der Betriebskosten für 
Elektrolyse, Methanisierung, Kompression, 
Regeltechnik, Gasnetz und Gaskraftwerke. 
Möglich ist demzufolge nur eine sehr pau-
schale Abschätzung.

Strombilanz

Um bei der Rückverstromung des syntheti-
schen Methans 1  kWh Strom erzeugen zu 
können, müssen aufgrund des Wirkungs-
grades von 14-36 % zwischen 2,7 und 7 kWh 
an Überschussstrom eingesetzt werden. 
Eine erste Annäherung an mögliche Kosten 
kann erfolgen, indem man die Kosten für 
den zu speichernden EE-Strom betrachtet. 
Dabei ist die Annahme von tiefen oder gar 
negativen Börsenstrompreisen nicht zu-
lässig. Bei der Systembetrachtung geht es 
schließlich darum, abzuwägen, ob die Abre-

gelung von Überschüssen oder deren Spei-
cherung durch SNG die volkswirtschaftlich 
sinnvollere Alternative ist.

Die Produzenten des EE-Stroms erhalten 
in jedem Fall eine Einspeisevergütung, die 
vom Verbraucher über die EE-Umlage zu 
zahlen ist. Deshalb ist bei der Bewertung 
des Strom-Inputs die Einspeisevergütung 
als Strompreis anzulegen. Das Argument, 
der Strom sei kostenlos, da er ja ohnehin an-
fiele, trägt nicht. Analog könnte man sonst 
ja auch den öffentlichen Nahverkehr als 
„kostenlos“ definieren, weil er auch stattfin-
det, wenn sich keine oder weniger Fahrgäste 
finden. Volkswirtschaftliche Kosten entste-
hen in jedem Fall.

In Tab.  1 werden zwei Varianten mit un-
terschiedlichen Anteilen überschüssigen 
EE-Stroms unterschieden. Grundannahmen 
sind die Einspeisung von 88  TWh Über-
schussstrom aus regenerativer Erzeugung, 
eine EE-Vergütung von 9 ct/kWh für Wind 
onshore, 15 ct/kWh für Wind offshore und 
18 ct/kWh für Solarstrom, der je zur Hälfte 
aus Dachanlagen und Solarparks stammt. 
Darüber hinaus gelten die oben erläuterten 
Wirkungsgrade.

Der SNG-Strom wird mit einem Börsen-
strompreis von 7 ct/kWh bewertet. Über die 
Einspeisemenge und die Vergütung lassen 
sich die Kosten für den Strominput abschät-
zen. Über den Wirkungsgrad ergibt sich der 
Stromoutput, für den dann ein Verkaufswert 
von 7 ct angelegt wird. Die (negative) Diffe-
renz aus Inputkosten und Outputerlös bil-
det das Defizit in der Strombilanz. Je nach 
EE-Strommix und Wirkungsgrad ist bei der 
Langzeitspeicherung erneuerbaren Stroms 
das jährliche Defizit in der Strombilanz 

Abb. 3 Jahresdauerlinie von Elektrolyse, Wasserstoffrückverstromung, Biogasverstromung und Importen 
im Jahr 2050, basierend auf dem Wetter-Jahr 2009

Tab 1: Strombezugsdefizit ohne Investitions- und Betriebskosten p. a.
Strom- 
Input

Erzeugungsart  
EE-Strommix

Kosten  
Strom-Input

Wirkungsgrad  
SNG

Strom- 
Output

EEX-Erlös bei  
7ct/kWh

Defizit  
Strombilanz

88 TWh
50 % Wind onshore (9 ct/kWh)  

50 % Wind offshore (15 ct/kWh)
12 ct/kWh  
10,6 Mrd. € 

36 % 31,7 TWh 2,2 Mrd. € 
8,4 Mrd. €  
26 ct/kWh

14 % 12,3 TWh 0,86 Mrd. € 
9,7 Mrd. €  
79 ct/kWh

88 TWh 
33 % Wind onshore (9 ct/kWh)  

33 % Wind offshore (15 ct/kWh)  
33 % Photovoltaik (18 ct/kWh)

14 ct/kWh  
12,3 Mrd. € 

36 % 31,7 TWh 2,2 Mrd. € 
10,1 Mrd. €  
32 ct/kWh

14 % 12,3 TWh 0,86 Mrd. € 
11,4 Mrd. €  
93 ct/kWh
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auf eine Größenordnung zwischen 8,4 und 
11,4 Mrd. € zu schätzen. In der vergleichen-
den Betrachtung wird deutlich, dass der Wir-
kungsgrad der entscheidende Hebel für die 
Verbesserung der spezifischen Kosten ist.

Die Investitionskosten

Im Augenblick werden nur Teilelemente der 
Konzeption SNG im Labor oder im Demons-
trationsmaßstab erprobt. E.ON plant gerade 
eine Anlage in Falkenhagen. Michael Ster-
ner, der das Konzept entwickelt hat, spricht 
von Investitionskosten für das System in 

einer Spannweite von 1 000 bis 3 000 € je 
installierter kW bei der Rückverstromung 
[6]. Bezüglich der benötigten Kapazitäten 
von SNG nennt das IWES in Kassel Werte 
in einer Größenordnung von 44  GW. Aus 
dieser Kapazität und dem oben genannten 
spezifischen Investitionskosten von 1  000 
bis 3  000  € je kW EE-Stromaufnahme für 
das „System SNG“ lässt sich ein Investiti-
onsbedarf in einer Größenordnung von 44 
bis 132 Mrd. € ableiten. Unterstellt man den 
Mittelwert als „beste verfügbare Schätzung“ 
lägen die Investitionskosten für die SNG-
Anlagen bei rd. 88 Mrd. €.

Kapital- und Betriebskosten 
ohne Strombilanz

Neben den oben errechneten Differenzkos-
ten bei der Strombilanz sind die Kapital- 
und Betriebskosten zu betrachten. Um zu 
einer Abschätzung in diesem Feld zu gelan-
gen, werden im Folgenden eine Verzinsung 
von 7 %, Abschreibungen über 20 Jahre, also 
5  %, sowie Betriebskosten von 7  % des In-
vestitionsvolumens unterstellt [7]. Demnach 
beliefen sich die Kapital- und Betriebskos-
ten ohne die Strombilanz auf 19 % p. a. Bei 
einem Investitionsvolumen von 88  Mrd.  € 

Tab. 2: Systemkosten Synthetisches Methan (SNG)
EE-Strommix Wirkungsgrad Strombilanz-Defizit Kapital- und Betriebskosten Systemkostendefizit

50 % Wind onshore  
50 % Wind offshore

36 %
8,4 Mrd. € p. a.  

26 ct/kWh
16,7 Mrd. € p. a.  

53 ct/kWh
25,1 Mrd. € p. a.  

79 ct/kWh

14 %
9,7 Mrd. € p. a.  

79 ct/kWh
16,7 Mrd. € p. a.  

135 ct/kWh
26,4 Mrd. € p. a.  

214 ct/kWh

33 % Wind onshore  
33 % Wind offshore  
33 % Photovoltaik

36 %
10,1 Mrd. € p. a.  

32 ct/kWh
16,7 Mrd. € p. a.  

53 ct/kWh
26,8 Mrd. € p. a.  

85 ct/kWh

14 %
11,4 Mrd. € p. a.  

93 ct/kWh
16,7 Mrd. € p. a.  

135 ct/kWh
28,1 Mrd. € p. a.  

228 ct/kWh 
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wäre mit Kapital- und Betriebskosten in 
einer Größenordnung von rd. 16,7  Mrd.  € 
p. a. zu rechnen. Bei einem Stromoutput von 
31,7 bzw. 12,3  TWh ergäben sich für SNG 
als Langzeitstromspeicher die Kapital- und 
Betriebskosten zu 53 bzw. 135 ct/kWh. 

Systemkosten

Die Systemkosten errechnen sich aus der 
Summe der Strombilanzkosten sowie der 
Kapital- und Betriebskosten (vgl. Tab.  2). 
Das „System SNG“ als Langzeitspeicher für 
überschüssigen EE-Strom würde bei einer 
Kapazität von 44  GW und einem Strom-
output zwischen 12,3 und 31,7 TWh – das 
wären 2-5  % des deutschen Strombedarfs 
– jährliche Mehrkosten zwischen 25,1 und 
28,1 Mrd. € verursachen. Auf die Kilowatt-
stunde SNG-Strom gerechnet ergäben sich 
für den Verbraucher Mehrkosten zwischen 
79 und 228 ct/kWh – zuzüglich Steuern. So-
mit wäre SNG-Strom um den Faktor 10-20 
teurer als Strom aus Erdgas.

Anwendungskonkurrenzen  
vermeiden!

Die Langzeitspeicherung regenerativ er-
zeugten, überschüssigen Stroms mittels 
SNG beschreibt ein noch nicht marktfähiges 
Konzept, für dessen großtechnische Um-
setzung noch viel Entwicklungsarbeit zu 
leisten ist. Die technische Beherrschbarkeit 
und Wirtschaftlichkeit der Konzeption wird 
sehr stark davon abhängen, wie dieses Sys-
tem tatsächlich genutzt wird. Die Nutzung 
als Langzeitstromspeicher bedingt eine 
lange Prozesskette, die zu Wirkungsgraden 
zwischen 14 und 36 % führt. Die geringen 
Wirkungsgrade führen zu Systemkosten in 
einer Bandbreite von 79-228 ct/kWh.

Durch die Länge der Wirkungsgradkette 
ist die Effizienzverbesserung des Systems 
deutlich erschwert, da sich Verbesserungen 
in einzelnen Prozessschritten nur geringfü-
gig auf den Gesamtwirkungsgrad auswir-
ken. Um SNG tatsächlich als Stromspeicher-
technologie nutzen zu können, müssten 
möglichst alle Prozessstufen – vom Strom-
transport bis zur Rückverstromung – opti-
miert werden. Gelingt dies nicht, sind die 
Kosten angesichts geringer Wirkungsgrade 
und hoher Einspeisevergütungen nicht ver-
tretbar. 

Gleichwohl bietet der Ansatz der chemi-
schen Energiespeicherung Chancen, wenn 
eine Nutzung über eine verkürzte Wir-
kungsgradkette erfolgt. Größere Erfolgsaus-
sichten hätte der konzeptionelle Gedanke, 
aus überschüssigem EE-Strom Wasserstoff 
herzustellen. Wenn man den Prozess nach 
der Elektrolyse beenden und sich auf die 
Vermarktung des Wasserstoffs, bspw. im 
Mobilitätssektor, konzentrieren wür-
de, wäre die Wirkungsgradkette von fünf 
auf zwei Prozessstufen verkürzt und somit 
deutlich effizienter. Das wäre auch klimapo-
litisch sinnvoller als die Rückverstromung, 
da die Systemlösung SNG als Langzeitstrom-
speicher mit Alternativen wie Kohleverstro-
mung mit CCS konkurrieren müsste. 
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Dr. V. von Schnurbein, Frankfurt am Main

Für EVU bietet Klimaschutz- und Ressourcenpolitik das Potenzial Produktportfolios profitabel 
zu ergänzen. Sind Sie als EVU bereits als Energiedienstleister tätig oder wollen Sie in dieses lu-
krative Geschäftsmodell einsteigen? Wollen Sie vom reinen Energieversorger zum umfassenden 
Dienstleister werden? Dann ist es unerlässlich, die eigene Wertschöpfungstiefe zu verstehen und 
strategische Partnerschaften mit anderen Marktteilnehmern gezielt einzusetzen. Know-How, Be-
kanntheit und Zugang zu den Industrien sind die Grundvoraussetzung, damit sich EVU auf dem 
Dienstleistungsmarkt profitabel positionieren können. Intelligente Contracting-Modelle, richtige 
Preisgestaltung und Implementierung eines effektiven Energie- und Portfoliomanagements un-
terstützen EVU dabei, neue Marktpotenziale auszuschöpfen.

Die Fachkonferenz Energiedienstleistungen 2020, die Vom 12.-14.11.2012 in Berlin stattfindet, 
setzt dabei den Fokus auf diese Themen: 

 Aktuelle gesetzliche Regularien und ihre Auswirkung auf EVU, 
 Neue Geschäftsmodelle: vom reinen Commodity-Lieferanten zum umfassenden Dienstleister, 
 Effektives Portfoliomanagement und Erkennen der eigenen Wertschöpfungstiefe, 
 Vermarktungstrategien, Contracting und Aufbau neuer Vertriebskanäle sowie auf 
 Systematisches Energiedatenmanagement: Verbrauchsanalyse, Energie-Controlling und Ener-

gie-Monitoring.

Weitere Informationen: 

www.energiedienstleistungen2020.de

Neue profitable Geschäftsfelder für Energieversorgungsunternehmen
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Energiewende und Atomaustieg

„et“: Sie vertreten die CDU im Europaparlament. 
Müssen Sie sich in Brüssel für die Haltung der 
Deutschen Bundesregierung in der Energiepolitik 
rechtfertigen?

Ehler: Ich würde es eher erklären nennen. Part-
nern und Nachbarn einen Alleingang zu vermit-
teln ist nie einfach. So konnte es auch nicht über-
raschen, dass die Energiewende in Brüssel und in 
einigen anderen Mitgliedstaaten mit Erstaunen 
oder sogar Unverständnis aufgenommen wurde. 
Als CDU/CSU-Gruppe im Europäischen Parlament 
setzten wir uns jedoch zu allererst für einen aus-
gewogenen Energiemix in Europa ein. Wir brau-
chen jede Form der Energieerzeugung in Europa, 
um die Sicherheit und Bezahlbarkeit von Energie 
für die Bürger auch in Zukunft gewährleisten zu 
können. 

„et“: Kam der Atomausstieg nach Fukushima 
übereilt?

Ehler: Aus heutiger Sicht, ja. Die Konsequenzen 
wurden nicht zu Ende gedacht. Das Hauptprob-
lem liegt in der eher schleppenden Umsetzung 
des neuen Energiekonzepts, insbesondere beim 
Ausbau des notwendigen Stromnetzes in Deutsch-
land. Gerade beim Bau der Überlandleitungen, 
die Windstrom vom Norden in den Süden trans-
portieren müssen, gibt es noch viele Hindernisse. 
Diese Problematik ist jedoch grundlegend in ei-
nen europäischen Kontext eingebettet und kann 
auch nur gemeinsam und durch einen verstärk-
ten europäischen Binnenmarkt gelöst werden. 
Klar ist aber, dass der Strompreis durch die einge-
schlagene Richtung steigen wird.

„et“: Die EU-Strategie setzt darauf, die drei Säulen 
Erneuerbare, Kernenergie und Fossile mit CCS so 
effizient wie möglich und langfristig zu nutzen. Wie 
bewerten Sie das Spannungsverhältnis zur deut-

schen Haltung, Kernkraft und CCS nicht weiter zu 
verfolgen?

Ehler: Die Debatte um die Umsetzung der CCS-
Richtlinie ist in Deutschland leider nicht zu Ende 
geführt worden. Sehen wir es nüchtern: Während 
andere europäische Staaten längst einen ordentli-
chen Rechtsrahmen für die Erprobung die Tech-
nologie geschaffen haben, verspielt Deutschland 
weiterhin wertvolle Zeit, um sich eine Vorreiter-
rolle im internationalen Wettbewerb zu sichern. 
Als Brandenburger Abgeordneter setzte ich mich 
nun schon seit Jahren für eine schnelle Erpro-
bung von CCS ein. Die Spannung zwischen der 
europäischen und der deutschen Energiestrategie 
werden aber immer deutlicher.

„et“: Weshalb?

Ehler: Die Strategien überschneiden sich zwar. 
Europa setzt zwangsläufig auf einen ausgegli-
cheneren Energiemix. Ein kurzfristiger Ausstieg 
aus Kernenergie und Kohle ist aber für viele Mit-
gliedstaaten nicht leistbar und ohne gesicherte 
Alternative nicht gangbar. Europa setzt stärker 
auf eine wirkliche Gleichgewichtung von Sicher-
heit, Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit 
der Energieversorgung. Ohne die zuverlässige 
Energieressource Braunkohle geht das allerdings 
nicht. 

Da die deutsche Atomenergie wegfällt, nimmt die 
Bedeutung von Braunkohle sogar zu, denn sie ge-
währleistet die notwendige Versorgungssicherheit 
und Kostenstabilität. Kohlekraftwerke bilden zum 
Ausgleich der stark schwankenden Leistung der 
erneuerbaren Energien das unverzichtbare Rück-
grat der Stromerzeugung. Realistisch betrachtet 
können die weltweit hochgesteckten Klimaziele 
wiederum nur durch die Abscheidung, Deponie-
rung und Weiterverwertung von Kohlendioxid – 
also einer sauberen Kohle- und Gasverstromung 
– eingehalten werden. CCS ist folglich ein wichti-
ger Beitrag zum globalen Klimaschutz sowie eine 
exportfähigen Zukunftstechnologie. Das wird in 
Deutschland ignoriert.

Neuverteilung der Kompetenzen

„et“: Wie beurteilen Sie die aktuelle Kompetenz-
verteilung zwischen den Mitgliedstaaten und den 
europäischen Institutionen? Wie sinnvoll wäre 
eine EU-Erneuerbaren-Politik?

Ehler: Der nationale Ansatz des EEG war durch-
aus richtig, um den Einstieg in die erneuerbaren 
Energien zu befördern. Ohne eine Erweiterung auf 
die europäische Ebene wird das EEG ökonomisch 
wie politisch jedoch vor dem Hintergrund eines 
europäischen Energiebinnenmarktes mittelfristig 
scheitern. Schon der notwendige Rückbau der 

„Wir stehen momentan vor dem Aufbau eines paneuro-
päischen Netzes“
Die Ausgestaltung der Energieversorgung wird zunehmend zu einem europäischen Thema. Auch wenn die Energiepolitik 
noch in den Händen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union liegt, schafft das immer stärkere Zusammenwachsen der 
Energiemärkte über Grenzen hinweg Fakten, die sich nicht für immer ignorieren lassen. Bereits jetzt sind die Versorgungs-
landschaften der einzelnen Länder soweit miteinander verzahnt, dass Änderungen im Energiemix eines Landes spürbare 
Auswirkungen auf seine Nachbarn haben. Wie also sieht der Weg in eine sichere Energiezukunft aus? „et“ sprach mit Dr. 
Christian Ehler, Mitglied des Europaparlaments, über die Folgen der Energiewende, einen europäischen Konsens für die 
Förderung der erneuerbaren Energien und die Notwendigkeit eines gemeinsamen Energiebinnenmarktes.

„Die EU kann international durchaus Impulse setzen. Aber glo-
bal gesehen befinden sich große Staaten wie China oder Indien 
in einer völlig anderen Situation und setzen aufgrund ihrer meist 
wirtschaftlichen Bestrebung andere Prioritäten. Mittelfristig 
werden sie aber die ökologischen und damit sozialen Probleme 
ökonomisch auch ‚einpreisen‘ müssen. Vielleicht sind wir dann 
überrascht, wie schnell sich diese Volkswirtschaften in Bewegung 
setzen.“

Dr. Christian Ehler, Mitglied des Europaparlaments
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ruinösen Milliardensubventionen der Solarener-
gie droht im föderativen Deutschland zu schei-
tern. Eine dringend notwendige Reform des EEG 
scheint daher in weiter Ferne. Um die politische 
Pattsituation in Deutschland und eine dringende 
Reform des EEG zu überwinden, wäre eine euro-
päische Lösung sehr hilfreich.

„et“: Wie könnte das gehen?

Ehler: Das Durcheinander an nationalen Model-
len sollte beendet werden, um eine kohärente 
gemeinsame Klimapolitik betreiben zu können, 
denn nur durch ein einheitliches, geballtes Vor-
gehen lässt sich auch etwas erreichen. Konkre-
ter: In den einzelnen Mitgliedstaaten werden er-
neuerbare Energien bisher mit unterschiedlichen 
Mechanismen und individuellen Ausbauzielen 
gefördert. Vielerorts werden so aber Technologi-
en unterstützt, die nicht zu den jeweiligen Stand-
orten passen. Das führt zu erheblichen Effizienz-
verlusten sowie auch zu zusätzlichen Kosten für 
die einzelnen Volkswirtschaften. Daher mehren 
sich in der EU die Rufe nach einem einheitlichen 
europäischen Fördermechanismus für erneuer-
bare Energien.

Keine Alleingänge in der  
Energie- und Klimapolitik

„et“: Wir kommen an einem europäischen Rechts-
rahmen also nicht vorbei?

Ehler: Nicht, wenn wir es mit einem Energiebin-
nenmarkt wirklich ernst meinen. In Bezug auf 
die Förderung der erneuerbaren Energien und 
die Ausgestaltung der Klimapolitik sind die Un-
terschiede von Portugal bis hoch nach Finnland 
groß. Das führt zu einer ökonomischen wie ökolo-
gischen Ineffizienz.

„et“: Gemeinsam mit den anderen Mitgliedstaaten 
hat sich Deutschland auf das 20-20-20-Ziel geeinigt, 
strebt nun aber unilateral deutlich höhere Ziele an. 
Motiviert das andere, auch mehr für den Klima-
schutz zu tun, oder untergräbt es eher eine gemein-
same europäische Linie?

Ehler: Ein unilaterales Heraufsetzen, egal von 
welcher Seite aus, ist nicht sinnvoll. Die beste-
henden Vorgaben sollten zuerst umgesetzt sein, 
bevor weitere nationale Zielsetzungen vereinbart 
werden. Hierzu sollten sich die Mitgliedsstaaten 
mehr Gedanken machen. Gerade in dieser Hin-
sicht müsste sich Deutschland noch stärker einer 
europäischen Harmonisierung zuwenden. 

Eine klare deutsche Positionierung hat zum Bei-
spiel im Fall der kürzlich verhandelten Energieef-
fizienzrichtlinie leider gefehlt, wäre aber dringend 
notwendig gewesen. Zu beachten ist auch der 
technologische Fortschritt, dank dem wir unseren 
Energieverbrauch erheblich senken könnten. 

Hier müssen wir ansetzen und Forschung und 
Entwicklung noch viel mehr fördern und struk-
turieren. Auch da könnte Deutschland eine Vor-
reiterrolle spielen und wegweisend sein. Ohne 
europäischen Konsens sind deutsche Alleingänge 
entweder politische Show-Veranstaltungen, insge-
samt ökologisch irrelevant oder absehbar ökono-
misch ruinös.

„et“: Nun wollen Bundesländer wie Nordrhein-
Westfalen oder Baden-Württemberg eigene, regi-
onale Klimaschutzgesetze beschließen und die 
deutschen Ziele sogar noch übertreffen. Kommen 
als nächstes die Gemeinden und setzen sich noch 
höhere Ziele? Auf wie vielen Ebenen kann man 
gleichzeitig Ziele formulieren und glaubhaft ver-
treten?

Ehler: Die mangelnde Koordination der Bundes-
länder untereinander ist durchaus kritisch zu be-
urteilen. Die Energiewende ist ein enorm großer 
Eingriff in die Wertschöpfungskette der gesamten 
deutschen Industrie. Das erfordert durchdachte, 
marktbasierte und integrierende Konzepte, nicht 
nur kurzfristige neue Regulierungen in einzelnen 
Regionen. 

Viele Bundesländer suchen mit ihrer kleinen 
Energiepolitik für sich nach Vorteilen aus der 
Energiewende, was ab einem gewissen Grad nicht 
mehr zu rechtfertigen ist. Die angestrebten Ziele 
können meist nur erreicht werden, wenn Rah-
menbedingungen im Großen, also letztendlich auf 
gesamteuropäischer Ebene, geschaffen werden. 
Die konkrete Ausgestaltung liegt dann, wie schon 
gesagt, in nationaler und regionaler Hand. 

Der sich überbietende Ankündigungswahn des 
deutschen Föderalismus könnte sich als gefährli-
che Rhetorik erweisen. Die Gefahr einer Fehlallo-
kation ist hier nicht weit, wie zum Beispiel durch 
die trügerischen, regionalen Solarsubventionen 
deutlich wurde.

Die Energiemärkte  
wachsen zusammen

„et“: Eines der wichtigsten Elemente der EU ist der 
Binnenmarkt. Wird er vom Einspeisevorrang der 

erneuerbaren Energien in Deutschland gefährdet, 
weil französische oder polnische Stromproduzen-
ten ihren Strom in Deutschland weniger gut ver-
kaufen können? 
 
Ehler: Unsere polnischen und französischen 
Nachbarn sind auch nicht begeistert, wenn der 
Wind weht und deutscher subventionierter 
Windstrom über die Grenze fließt, denn dann 
müssen ihre eigenen Kraftwerke heruntergefah-
ren werden. In Deutschland werden wir unsere 
Grundlastsicherung ohne herkömmlichen Strom 
aus den Nachbarstaaten zunächst gar nicht abde-
cken können. Zumindest zeichnet sich diese Tat-
sache ab. Gesetztes Ziel ist aber tatsächlich die 
Vollendung des Binnenmarktes. Das Schlüssel-
wort in der Praxis sind sogenannte Interkonnek-
toren, um grenzüberschreitenden Strom liefern 
zu können. 

„et“: Würde eine Notversorgung im Alleingang 
nicht auch die Kosten erhöhen?

Ehler: Doch, und bedauerlicherweise erklärt das 
niemand dem Verbraucher und der Industrie. Ich 
gehe davon aus, dass wir uns gerade auch aus 
wirtschaftlichen Gründen dem Binnenmarkt 
öffnen müssen. Im Rahmen einer ausgebauten 
transeuropäischen Energieinfrastruktur müsste 
nicht mehr jeder Mitgliedsstaat seinen eigenen 
Öko-Strom produzieren. Er könnte ihn problem-
loser aus EU-Ländern importieren, in denen die 
Erzeugung kostengünstiger ist. Allerdings wird 
die deutsche Energiewende insgesamt den Strom 
verteuern und das nicht nur in Deutschland.

„et“: In Deutschland herrscht in bestimmten 
Kreisen große Empörung über die polnischen und 
tschechischen Pläne, künftig verstärkt auf Kern-
energie zu setzen. Legitimiert uns die Vorreiterrol-
le, anderen EU-Mitgliedern Vorschriften bezüglich 
ihres Energiemixes zu machen?

Ehler: Der Energiemix ist immer noch eine na-
tionale Angelegenheit. Unser angstgetriebener 
Ansatz war aus Sicht vieler Nachbarn eher ein 
Rückschritt für ein intelligentes Umsteigen in eine 
CO2-freie Energieproduktion. Um dahin zu gelan-
gen brauchen wir einen tragfähigen Energiemix, 
und in der Übergangszeit auch die Kernkraft. In 
polnischen Regierungs- und Wirtschaftskreisen 
hat man jedenfalls kein Verständnis für die Kritik. 
Das Land braucht Energie, denn es boomt: Mehr 
als 90 Prozent kommt zurzeit aus der Kohle. Und 
von russischem Gas möchte man sich auch dort 
verständlicherweise nicht abhängig machen. 
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„Die mangelnde Koordination der Bundesländer untereinander ist durchaus kritisch zu beurteilen. 
Die Energiewende ist ein enorm großer Eingriff in die Wertschöpfungskette der gesamten deutschen 
Industrie. Das erfordert durchdachte, marktbasierte und integrierende Konzepte, nicht nur kurz-
fristige neue Regulierungen in einzelnen Regionen.“

Dr. Christian Ehler, Mitglied des Europaparlaments

Hat sich etwa Deutschland um die Auswirkun-
gen für Polen oder Tschechien gekümmert, als 
die Bundesregierung den Ausstieg aus der Kern-
energie beschloss? Es kann ja nicht verwun-
dern, dass die polnischen Pläne für neue Atom-
kraftwerke zeitlich in direktem Zusammenhang 
mit der Energiewende in Deutschland standen. 
Dieses Beispiel illustriert deutlich, wie eng die 
europäischen Energieversorgungen miteinan-
der verbunden sind und warum eine gemeinsa-
me europäische Energie- und Klimapolitik von 
Vorteil wäre.
 
„et“: Welchen Einfluss wird die Binnenmarktde-
batte auf die Energiepolitik und die Struktur der 
Energieversorgung in Europa haben?

Ehler: Für die Umsetzung der nationalen wie 
europäischen energie- und klimapolitischen 
Ziele werden der Umbau der Stromerzeugung 
sowie die Vollendung der Energiebinnenmärkte 
von zentraler Bedeutung sein. Wir als CDU/CSU-
Gruppe im Europäischen Parlament gestalten 
diesen Transformationsprozess schon heute ak-
tiv mit. Dabei geht es stets um eine realistische 
Umsetzung der politischen Zukunftsvisionen. Die 
Endverbraucher und die kleinen und mittleren 
Unternehmen in Europa werden zusätzlich belas-
tet werden. Alles andere ist Lüge. 

Wir stehen momentan vor dem Aufbau eines 
paneuropäischen Netzes. Die fortschreitende 
Technik wird ermöglichen, Schritt für Schritt in 
Richtung einer nachhaltigeren Stromprodukti-
on zu gehen, ohne unsere wirtschaftliche Basis 
nachhaltig zu zerstören. In einem EU-Binnen-
markt wird nationale Energiepolitik aber immer 
schwieriger werden. Dies bedeutet, dass Energie-
wirtschaft schon heute europäisch denken muss 
und immer mehr europäisch handeln wird. Wir 
glauben allerdings, dass uns Europa zwingen 
wird, Ökologie und Ökonomie in eine realistische 
Relation zu bringen. 

Forschung und Entwick-
lung sind essenziell

„et“: Die Weltklimakonferenz von Durban ist ohne 
konkrete Ergebnisse auseinandergegangen, obwohl 

die EU mit Emissionshandel und 20-20-20-Strategie 
mit gutem Beispiel vorangegangen war. Wie schät-
zen Sie die Kosten-Nutzenbilanz dieser europäi-
schen Vorreiterrolle ein?
  
Ehler: Europa zieht wohl nur dann einen Nutzen 
daraus, wenn wir in Sachen Forschung und Ent-
wicklung federführend bleiben, beispielsweise 
bei der Entwicklung von Technologien zur Re-
duktion der Emissionen. Das ist für Europa sowie 
auch für Deutschland essenziell und eine bedeu-
tende Chance. Wer hier nicht investiert, wird das 

Nachsehen haben und im internationalen Kon-
zert schnell überholt werden. 

„et“: Was wäre zu tun, um einen internationalen 
und tragfähigen Prozess in Gang zu setzen?

Ehler: Die EU kann international durchaus Im-
pulse setzen. Aber global gesehen befinden sich 
große Staaten wie China oder Indien in einer völ-
lig anderen Situation und setzen aufgrund ihrer 
meist wirtschaftlichen Bestrebung andere Prio-
ritäten. Mittelfristig werden sie aber die ökologi-
schen und damit sozialen Probleme ökonomisch 
auch „einpreisen“ müssen. Vielleicht sind wir 
dann überrascht, wie schnell sich diese Volks-
wirtschaften in Bewegung setzen.

Die Fragen stellte André Behr,  
Wissenschaftsjournalist, Zürich

Strom           Mio. kWh 1.323
Gas         Mio. kWh 2.103
Wärme   Mio. kWh  129,1
Wasser  Mio. m3 10,10
Umsatzerlöse
ohne Stromsteuer Mio. €  
Bilanzsumme     Mio. € 
Investitionen in
Sachanlagen    Mio. € 

Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Durchschnitt
des Geschäftsjahres                           376
Auszubildende                   28

Das Geschäf tsjahr 2011
Ausgewählte Kennzahlen

Absatzzahlen

318,8
239,0

21,6


